
An Herrn 

Präsidenten des Nationalrates 

Mag. Wolfgang Sobotka 

Parlament 1017 Wien, Österreich 

Sehr geehrter Herr Präsident, 

Abgeordnete zum Nationalrat 

Dr. Susanne Fürst 

Christian Ries 

Wien, am ;2 ~ . t - 2o)O 

in der Anlage überreichen wir Ihnen gemäß § 100 (1) GOG-NR die Petition betreffend eines 

von den Rechtsanwälten Mag. Alexander Scheer und Mag. Florian Höllwarth, MBL 

ausgearbeiteten Gesetzesvorschlags gegen die Diskriminierung auf Grund des Impfstatus 

gegen COVID-19. 

Seitens der Einbringer wird das Vorliegen einer Bundeskompetenz angenommen, da sich der 

Gesetzesvorschlag auf die Bestimmungen des Gleichbehandlungsgesetzes und somit auf ein 

Bundesgesetz bezieht. 

Mit der Bitte um geschäftsordnungsgemäße Behandlung dieser Petition verbleiben wir 

mit freundlichen Grüßen 

Dr. Susanne Fürst 

Christian Ries C 
Anlage: 

Entwurf eines Gesetzes gegen die Diskriminierung auf Grund des Impfstatus gegen COVID-19 
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Gesetz gegen die Di skriminierung auf Grund des Impfstatus gegen COVID- 19 

I . Teil 
Gleichbehandlung von ungeimpften Menschen in der Arbeitswelt 

Geltungsbereich 
§ ::. . ( 1) :Ji2 5estir:-..:r.u:1gen des I . '='eil es gel t:e:--. :'.:ür de:i Bereic'l cier 
Arbeitswelt , dazc zäjlen 

l . Arbeitsverhäl tni sse aller Art , die auf ?rivat:rechtlichem 
Vertrag ber0je~ ; 

2 . alle Formen und alle Ebenen der Berufsberat:u~g . der 
Berufsausbildung , der berc:lic~en Weiterbildung und der 
Urschulung einschließlich der praktischen Berufserfatrung ; 

3 . die Mitgliedschaft und Mit~irku~g in einer Arbeitneh~er/innen/­
oder Arbeitgeber/innen/orga~i sa tion oder einer Organisation , 
deren Mitglieder einer best:irrmten Berufsgruppe angehören , 
einschließlich der Inan spruchnahme d er Leistungen s olcher 
Organ:..satio:ien ; 

4 . die Gründung , Einrichtung oder Erweiterung eines Unternehmens 
sowie die Aufnahme oder Auswe i tung jeglicher anderen Art von 
selbständiger '='ätigkeit , 

sofe r n dies in die Regelungskompetenz des Bundes fällt . 

(2) Die Best:irrunungen des I . Teiles gelten auch 
1 . für Beschäftigungsverhältnisse , auf die das Heimarbeitsgesetz 

1960 , BGBl . Nr . 10 5/1 961 , anzuwende n ist , und 
2 . f~r Sesctä:tigu~gsver'lält:nisse von Personen , die , ohne in eine~ 

Arbeitsverhältnis zu stehen , im Auftrag und für Rechnung 
bestiromter Pe rs onen Arbeit leisten und wegen wirtschaft:licher 
Jnselbständigkeit als arbeitnehmerähnlich anzusehen sind . 

Für den Anv;er.d·0ngsbereich dieses Ge se tzes gel c:en di e 
Beschäftigcngsverhältniss e nach Z ::. end 2 als Arbeitsverhältnisse . 
( 3) Die Bestimrnungen des I . Teiles gelten auch für die 3eschäftigung von 
Arbeitnehmer/inne/n , die von einem/einer Arbeitgeber/in ohne Sitz in 
Österreich 

1 . im Rahmen einer Arbeitskräfteüberlassung oder 
2 . zur fortgeseL zt en Arbeitsleistung 

nach Österreich entsandt werden , f[r die Dauer der Entsendung . 

Gleichstellung 
§ 2 . (1) Ziel dieses Abschnittes ist die GleichsLellung von ~enschen, aie 
weder ~it einem zentral zugelassenen Impfstoff gegen COVID- 19 oder einem 
anerkannten Impfstoff gegen COVID-19 geimpfL sind , oder deren Impfstatus 
nicht den nac:ionalen Empfehlungen des naLionalen Impfgremiums entsprichL , 
mit Menschen , die nach dem nationalen Recht als gegen COVID-19 geimpft 
gelten . Diese Menschen werden in diesem Gesetz als „Ungeimpfte" bezeichnet . 
Menschen die nach dem nationalen Recht als gegen COVID-19 geimpft gelten 
werden al s „Geimpfte " be ze ichnet . 

(2) Als zentrale Impfstoffe gegen COVID-19 gelten die im zentralen 
Verfahren gemäß der Verordnung (EG) Nr . 726/2004 , ABl . Nr . L 136 vom 
30 . C4 . 2004 S . l , durch die Europäische ~omrnission zugelassene Impfstoffe . 

(3) Als anerkannte Impfstoffe gegen COVID - 19 gelten je:1e Impfstoffe , die 
ge~äß einer Verordnung eine den zentral zugelassenen Impfstoffen 
vergleichbare epi demiologische ~Jirksamkei t und Sicherheit zukommt . 

Gleichbehandlungsgebot im Zusammenhang mit einem Arbeitsverhältnis 
§ 3 . Auf Grund seines Impfstatus darf im Zusaromenhang mit einem 
Arbeitsverhältnis n~emand unmittelbar oder mittelbar diskriminiert werden , 
insaesondere nicht 

l. b~' der Begründung des Arbeitsverhältni sses , 
2 . bei der Festsetz~ng cies EnLgelLS, 
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3 . bei der Gewähru~g freiw~:liger Sozialleistunge~ . die kein 
Sntgelt jarstellen, 

4 . bei Maßnahmen der Aus - und Weiterb~ldung und Umschulung , 
5 . beim beruflichen Acfst~e], instesondere bei Beförderungen , 
6 . bei de n sonstigen Arbeitsbedingungen , 
7 . bei d0 ~ Beendigung des Arbeitsverhältnisses . 

Gleichbehandlungsgebot in der sonstigen Arbeitswelt 
§ 4 . Auf Grund seines Irnp~sta:us dar~ nie~and un~itte:bar oder mittelbar 
diskriminiert werden 

1 . bei der Berufsberatung , Ber~fsausbildung , beruflj~hen 

Weiterbildung und Cmschulung außer~alb eines 
Arbeitsverhäl~nisses , 

2 . bei der M~tgliedschaft und ~itwirkung in einer 
Arbeitnehmer/innen/ - oder Arbeitgeber/innen/organisation oder 
einer Organisation , deren Mitglieder einer bestimmten 
Berufsgru9pe angehören , einsch:ießlich der Inanspruchnahme der 
Leistungen solcher Organisat ionen , 

3 . bei der Gr'ndung , Einrich:ung oder Erweiterung eines 
Unternehmens sowie der Aufnahme oder Ausweitung jeg:icher 
anderen Art von selbständiger Tätigkei t . 

4 . bei~ Bezug des Arbeitslosengeldes und/~der sonstiger sozialer 
Leistunge~ 

Begriffsbestimmungen 
§ 5 . (1) Eine unmittelbare Diskriminierung liegt vor , wenn eine Person auf 
Grund des Impfs tatus in einer vergleichbaren Situation eine weniger 
gJnstige Behandlung erfährt , als eine als geimpft ge:tende Person erfähr t , 
erfahren tat oder erfahren würde . 

(2) Eine raittelbar e D1skriminieruno li eg = vor , wenn dem Anschein nach 
neutrale Vorschriften , Kriterien oder Verfahren Ungeimpfte im Vergleich zu 
Geimpften ungleich be~andeln . 

(3) Eine Diskrimini e rung liegt auch bei AGweisung einer Person zur 
Diskriminierung vor . 

§ 6 . (1) Eine Diskriminierung auf Grund des Impfstatus liegt auch vor , wenn 
eine ungeimpfte Person durch Verhaltensweisen 

1 . vom/von der Arbeitgeber/in selbst belästigt wird , 
2 . durch den/die Arbeitgeber/in dadurch diskriminiere wird , indem 

er/sie es schuldhaft unlerlässt , im Falle einer Belästigung 
durch Dr itte (Z 3) ejne auf Grund gesetzlicher Bestimmungen , 
Normen der kollektiven Rechtsgestaltung oder des 
Arbeitsvertrages angemessene Abhil~e zu schaffen , 

3 . durch Dritte in Zusammenhang mit seinem/ihrem Arbeitsverhältnis 
beläslig t wird oder 

4 . durch Dritte außerhalb eines Arbeitsverhältnisses (§ 4) 
belästige wird . 

(2) Belästigung aufgrund des Impfslatus liegt vor , wenn ein Verhalten 
gesetzc wird , das die Würde einer Person beeinträchcigt oder dies bezweckt , 
fü r die betroffene Pers on unerwünscht ist und 

1 . eine einschüchternde , feinds elige oder demütigende 
Arbeitsumwelt für die betroffene Person schafft ode r dies 
bezweckt oder 

2 . der Umstand , dass die betroffene Person eine aufg rund des 
Impfstatus gesetzte Verhaltensweise seitens des/der 
Arbeitgebers/Arbeitgeberin oder Vorgesetzten oder Kolleg/inn/en 
zurückweist oder duldet , ausdrückjich oder stillschweigend zur 
Grundlage einer Entscheidung .. it Auswirkungen auf de~ Zugang 
dieser Person zur Beru!saus bi:dung , Beschäftigun~ , 
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wird . 

13: Eine Ciskriciniercng liegt auch bei ~~~eisung zur Be:äscigung einer 
Person vor . 

(~) Eine Diskriminierung und 3elästigung liegt auch vor , ~e~n eine ?erson 
auf Grund ihres ~aheverhältnisses zc einer ungeinpften Person beläscigt 
"·1ird . 

Gebot der neutralen Stellenausschreibung 
§ 7 . Der/d~e Arbeitgeber/in oder privace/r Arbeicsvermiccler/in gemä3 den 
§§ 2 ff des Arbeicsmarktförder~ngsgeseczes , EGEl . ~r . 3:/:969 , oder eine 
2it der Arbeicsver2itclung becrauce juristische Person öffentlichen Rechcs 
darf einen Arbeicsplatz weder öffentlich noch innerhalb des Becriebe s 
(Uncernehmens) nur für Geimpfte (iI Sinne § 2 Abs 1) ausschreiben oder 
durch Dricce ausschreiben lasse~ . Die Ausschreibung darf auch keine 
zusäczlichen Anmerkungen enthalten , die auf die Notwendigkeit der Impfung 
gegen COVID- 19 schließen lassen . 

Strafbestimmungen 
§ 8 . (1) Wer als Arbeitsver:nit'::Jer/in entgegen den Bestimmengen des § 6 
Abs . 1 einen Arbeitsplatz nur für im Sinne § 2 Geimpfte ausschreibt , ist 
auf Ancrag eines/einer Stellenwerbers/Stellenwerberin von der 
Bezirksverwaltungsbehörde nit Geldslrafe bis 6 . 000 Euro zu bestrafen . 

( 2) Wer als Arbei cgeber /in encqegen den Bestimrr.ungen des § 6 einen 
Arbeitsplatz nur für im Sinne § 2 Gei~pfte ausschre~bc ist auf Antrag 
e~nes/einer S~ellenwerbers/Stel~enwerber~n beim ersten Verscoß von der 
Bezir~sverwalc~ngsbehörde ZG ermahnen und bei we~teren Verscößen nit 
Geldscrafe bis 6 . 000 Euro zu bestrafen . 

Entschädigungen 
§ 9 . (1) Ist das Arbeitsverhältnis wegen Verletzung des 
Gleichbehandlungsgebotes des § 3 Z 1 nicht begründet worden , so ist der/die 
Arbeitgeber/in gegenüber dem/der Stellenwerber / in zum Ersatz des 
VerQögensschaden s und zu einer Entschädigung für die erlittene persönliche 
Beeinträchtigung verpflichtet . 
Der Ersatzanspruch beträgt 

1 . mindestens zwei Mona~sencgelte , wenn der/die Stellenwerber/in 
bei diskriminierungsfreier Auswahl die Stelle erhalten hätte , 
oder 

2 . bis 1000 Euro , wenn der/die Arbeitgeber/in nachweisen kann , 
dass der einem/einer Stellenwerber/in durch die Diskriminierung 
entstandene Schaden nur darin besceht , dass die 
Berücksichtigung seiner/ihrer Bewerbung verweigere wird . 

:2) Erhält ein/e Arbeitnehmer/in wegen Verletzung des 
Gleichbehandlungsgebotes des § 3 Z 2 durch den/die Arbeitgeber/in für 
gleiche Arbeit oder für eine Arbeit , die als gleichwertig anerkannt wird , 
ein geringeres Entgelt als ein/e Arbeitneh~er/in des Geimpften , so hat 
er/sie gegenüber d em/der Arbeitgeber/in Anspruch auf Bezahlung der 
Differenz und eine Entschädigung für die erlittene persönliche 
Beeinträchtigung . 

(3) Bei Verletzung des Gleichbeha_dlu~gsgebotes des§ 3 Z 3 hac der/die 
Arbeitneh~er/in Anspruch auf Gewährung der be~reffenden Sozialleistung oder 
Ersatz des Vermögensschadens unj auf eine Entschädigung für die erlitcene 
persönliche 3eeinträchtigung . 
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(4) Bei Verletzung des Gleichbe~a~d l unJsgeboces des § 3 Z 4 hat der/die 
Arbeitnehmer/in Anspruch auf Ei~b2ziehung in die entsprechenden 
betrieblichen Aus - und Weiterbildungsmaßnah~en cder auf Ersatz des 
Vermögenss chadens und auf eine Sntsch~digcng für die erlitt e ne persö~liche 
Beeinträchtigung . 

(5) Ist e i~/e ArbeitnehMer/in wegen Ver~eczu~g des Gleichbehandl ungsgeboces 
des § 3 Z 5 nicht beruflich au:gestiegen , s o ist der/die Arbeitgeber/in 
gegenübe r dem/der Arbeitnehmer/in z um Ersatz des Vermögensschadens ~nd zu 
einer Entschädigung für die erl itte~e persön l iche Beeinträchtigung 
·11erpflichtet . 
Jer Ersatzanspruch beträgt , 

1 . die Entgeltdifferenz fJr mindestens drei Monate , wenn der/die 
Arbeitnehmer/in bei diskri~inierungsfreier Auswahl beruflich 
aufgest i egen wäre , oder 

2 . bis 1000 Euro , wenn der/die Arbeitgeber/in nachweisen kann , 
dass der einem/einer Arbeitnehmer/in durc h die Diskriminierung 
entstandene Schaden nur dari~ bes t eht , dass die 
Berücksichtigung seiner/ihrer Bewerbung verweigert wird . 

(6) Bei Verletzung des Gleichbehandlungsgebo:es des § 3 Z 6 hat der/die 
Arbeitnehmer/in Anspruch auf Gewährung der gl e ichen Arbeitsbedingungen wie 
ein/e geimpfte Arbeitnehmer/in oder au: Ersatz des Vermögensschadens und 
auf eine Entschädigung für die erlittene persönliche Beeinträchtigung . 

(7) :st das Arbeitsverhältnis vom/von der Arbeitgeber/in wegen des 
Impfstatus des/der Arbeitnehme rs/Arbeitnehmerin oder wegen der nicht 
offenbar u'.1berechtigten Geltend_rr_achung von .Z\nsprüchen nach diesem Gesecz 
gekündigc oder vorzeitig beendigt worden oder ist das 
?robearbeitsverhältnis wegen eines solchen Gr~'.1des aufgelöst worden (§ 3 Z 
7 ) , so kann die Kündigung , Entlassung oder Au f ljsung des 
Probearbeitsverhältnisses bei Gericht angefochcen werden . I s t ein 
befristetes , auf die Umwandl u ng in ein unbefristetes Arbeitsverhältnis 
angelegtes Arbeitsverhältnis wegen des Impfstatus des/der Arbeitnehmers/in 
oder wegen der nicht offe'.1bar unberechtigte'.1 Geltendmachung von A'.1sprüchen 
nach diesem Gesetz durch Zeitablauf beendet worden , so kann auf 
Feststellung des unbefristeten Bestehens des Arbe its verhältnisses geklagt 
werden . Lässt der/die Arbeitnehmer/in die Beendigung gegen s ich gelten , so 
hat er/sie Anspruch auf Ersatz des Vermögensschade ns und auf eine 
Entschädigung für die erlittene persönliche Beeinträchtigung . 

(8) Bei Verletzung des Gleichbehandlungsgebetes des § 4 Z l hat die 
betroffene Person Anspruch auf Einbeziehung in die entsprechenden 
Berufsberatungs- , Berufsausbi ldungs - , We i terbildungs - und 
Umschulungsmaßnahmen oder auf Ersatz des Vermögensschadens und auf eine 
Entschädigung für die erlittene persönliche Beeinträchtigung . 

(9) Bei Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes des § 4 Z 2 hat die 
b etroffene Person Anspruch auf Mitgliedschaft und Mitwirkung in der 
betroffenen Organi sa tion sowie auf Inanspruchnahme der Leis tungen der 
betreffenden Organisation oder Ersatz des Vermögensschadens und auf eine 
Entschädigung für die erlittene persönliche Beeinträchtigung . 

(10) Bei Verletzung des Gle ichbehandlungsgebotes des § 4 Z 3 hat die 
betroffene Person Anspruch auf Ersatz des Vermögensschadens und eine 
Entschädigung für die erlittene persönliche Beeinträchtigung . 

(12) Insoweit sich im Streit fa ll die betroffene Pers on auf einen 
Diskrirninierungstatbestand im Sinne der §§ 3 oder 4 hat er/sie diesen 
glaubhaft zu machen . Dem/der Beklagten obliegt es bei Berufung auf §§ 3 
oder 4 zu beweisen , dass es bei Abwägung aller Umstände wahrscheinlicher 
ist , dass eir. anderes vom/von der Beklagten glaubhaft gemachces Motiv für 
die unterschiedliche Behandlung ausschlaggebend war . 
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(13) ~iegt eine ~etrfac~diskrini~~er~ng v o r , sc ist darauf bei jer 
Bemessung der Höhe der Sntsc~ädig~ng für die erlittene persönliche 
3eeinträch=igu~g Bedach= zu ~etce~ . 

(14) Die Hbhe de r Entschädigung für die erlittene persönliche 
Beeinträchtigung ist so zu te~essen, dass dadurch die Seeinträc~tig~ng 
~a=sächlict und ~irksa~ ausgeglichen wird und die Entschädigung der 
er:it=enen Eeei~träch=igung ange~essen isc sowie Jiskrimin~erungen 
verhindert . 

Benachteiligungsverbot 
§ 10 . Als Reaktion auf eine Beschwerde darf ein/e Arbeitnehmer/in d~rch 
den/die Arbei~geber/in innerhalb des be=reffenden Unternehme~s (Setriebes) 
oder auf die Sinleitung eines Verfahrens zur Durchsetzung des 
Gleichbehandlungsgebotes nicht entlassen , gekündigt oder anders 
benachteiligt werden . Auch ein/e andere/r Arbei=nehmer/in , der/die als 
Zeuge/Zeugin oder Auskunftsperson in einen Verfahren auftritt oder eine 
Beschwerde eines/einer anderen Arbeitneh~ers/Arbeitnehmerin unterstützt , 
darf als Reaktion auf eine solche Beschwerde oder auf die Einleitung eines 
solchen Verfahrens zur Durchsetzung des Gleichbehandlungsgeboces nicht 
entlassen , gekündig~ oder ande=s benachteiligt we=den . § 9 gi:t sinnge~äß . 

Fördermaßnahmen 
§ 11 . Die Richtlinien über die Vergabe von Förderungen des Bundes an 
Unternehmen haben Förderungen nur =ur Unternehmen vorzusehen , die die 
Bescir:imungen des I . Teiles beachcen . 

Fristen für die Geltendmachung von Ansprüchen 
§ 12 . (1) Ansprüche nach dem I . Teil sind binnen sechs Monaten gerichtlich 
geltend zu ~achen . 

(2) Eine Kündigung , Entlassung oder Auflösung des Probearbeitsverhältnisses 
ist binne~ 14 Tagen ab ihrem Zugang bei Gericht anzufechten ; eine 
Feststellungs~lage ist binnen ~4 Tagen ab Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses durch Zeitablauf bei Gericht einzubringen . Ansprüche 
nach § 9 sind binnen 6 Monaten ab Zugang der Kündigung , Entlassung oder 
Auflösung des Probearbeitsver~älLnisses oder Beendigung des 
Arbeitsverhälcnisses durch Zeitablauf gerichtlich geltend zu machen . 

(3) Die Einbringung eines Antrages auf Prüfung der Verletzung des 
Gleichbehandlungsgebotes oder ein amtswegiges Tätigwerden der Komrnission 
zur Prüfung der Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes bewirken die 
HeITLmung der Fristen zur gerichtlichen Geltendmachung . 

(4) Wird dem/der Arbeitnehmer/in nachweislich 
1 . ein Prüfungsergebnis der Komrnission im Einzelfall oder 
2 . ein Schreiben der Geschäftsführung der Kowmission , aus dem 

hervorgeht , dass die Vorausse~zungen für die Prüfung einer Verletzung des 
Gleichbehandlungsgebotes im Einzelfall nicht bzw . nicht mehr vorliegen , 
zugestellt , beendet die Zustellung die Hem..mung der Fristen zur 
ge r ichtlichen Geltendmachung . Nach der Zustellung stehe dem/der 
Arbeitneh~er/in zur Erhebung der Klage zumindes= noch eine Frist von drei 
Monacen offen . ~ar die ursprüngliche ~rist kürzer , so sceht dem/der 
Arbeitnehmer/in nur diese offen . 
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II. Te i l 
Gleichbeh andlung wegen des Impfstatus in sonstigen Bereichen 

Gleichbehandlungsgebot 
§ 13 . ( 1) Niemand darf aufgrund sei'1es Irr.pfsta::us in ZusaITL'llenhang :r.it 
Rechtsverhältnissen einschließlich deren Anbahnung u'1j Begründung unci für 
die Inanspruchnahme oder Geltenclrna chung von Leistungen außerhalb eine s 
Rechtsverhä:tcisses beim Zsgang zu ucd bei cier Versorg~ng reit Gütern und 
Cien.s-::2-eist;Jr_geri. , die der Öffe .. tlic'.1~:e~_t z:Jr \'erf:.:gc'1g st.ehen , 
einschließlich Wohnraum , sofer'1 dies in die un~it.::e~bare Regelungskomp etenz 
cies Sundes fällt , insbesondere auch 

1 . beim Sozialschutz , einschließlich der sozialen Sicherheit und 
der Gesundheitsdienste ocier Gesundheitsdienstleistungen 

2 . bei sozialen Vergünstigungen , 
3 . bei der Bildung , 

sofern dies in die unmitt e lbare Regelungskompetenz des Bundes fällt , 
diskriminiert werden . 

(2) Soweit für Versicherungsverträge das Versicherungsvertragsgesetz , BGBl . 
Nr . 2/1959 , U'1d das Versicherungsaufsichtsgesetz 2016, BGBl . I Nr . 34/2015 , 
besondere Regelungen enthal e'1 , sinci jiese a'1zuwenden . 

Begriffsbestimmungen 
§ 1 4 . §§ 2 , 3 und 4 sind sinngemäß anzuwenden . 

§ :._5 . \'Ver Wohnraum entgegen den Bestimmungen dieses Gese'.::zes in 
diskriminierender Weise inseriert , ist auf Antrag eines/einer 
Interessente'1/Interessentin bein ersten Verstoß von der 
Bezirksver~altu'1gsbehörde zu ermahnen und bei weit eren Verstößen mit 
Geldstrafe bis 1000 Euro zu bestrafen . 

Rechtsfolgen der Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes 
§ 16 . (1) Bei Verletzung des Gleichbehandlungsgebo~es des § 13 hat di e 
betroffene Person Anspruch auf Ersatz des Vermögensschadens und eine 
Entschädigung für die erlittene persönliche Beeinträchtigung . 

(2) Insoweit sich im Streitfall die betroffene Pers on auf einen 
Diskriminierungs:atbestand im Sinne der § 13 , hat er/sie diesen glacbhaft 
zu machen . Dem/der Beklagten obliegt es bei Berufung auf § 13 zu beweisen , 
dass es bei Abwägung aller Umstände wahrschein licher ist , dass ein anderes 
voD/von der Beklagten glaubhaft gemachtes Motiv für die unterschiedliche 
Behandlung ausschlaggebend war . 

(3) Die Einbringung eines Antrages auf Prüfung der Verletzung des 
Gleichbehandlungsgebotes oder ein amtswegiges Tätigwerden der Kommission 
zur Prüfung der Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes bewirken die 
Hemmung der Frislen zur g e r i chtlichen Geltendmachung . 

( 4) Wird 
1-
2 . 

dem/der von der Diskriminierung Betroffenen nachweislich 
ein Prüfungsergebnis der Korr.mi ssion im Einzelfall oder 
ein Schreiben der Geschäftsführung der Kommission , aus de~ 
hervorgeh: , dass die Voraussetzungen für die Prüfung einer 
Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes im Einzelfa~! nicht 
bzw . nic'.1t mehr vorliegen , 

zugestellt , beendet die Zustellung die Hemmung der Fristen zur 
gerichtlichen Geltendmachung . Nach der Zustellung steht dem/der Betroffenen 
zur Erhebung der Klage zumindest noch eine Frist von drei Monaten offen . 
War die ursprüngliche Frist kürzer , so steht dem/der Betroffenen nur diese 
offen . 
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tatsäcjlich und ~ir~sam ausgegliche~ ~ird und die Enzs:hädigung der 
~rli~zene~ 5eein~räc~ci;ung angeiesse~ isz s:~ie :iskri~inieru~;e~ 
verhindere . 

Benachteiligungsverbo t 
§ :7 . A~s ~ea~tion auf eine Bescjwerde oder au= die Einleitung eines 
Verfahre~s zur Durctsetzung des Gleicjbe~ancilungsgebotes darf der/die 
Einzelne nie~= benach t eiligt werden . ~uc~ eine andere ?erson , die a]s 
Zeuge/Zeugin :der Auskunftsperson in eine~ Verfahren au f tritt ~der die 
Beschwerde un=erst~tzt , darf als Rea~=icn auf e~ne so:c~e aesct~erde oder 
die Einleizung eines s olchen Verfahrens zur Durchsetzung des 

I n Kraf ttreten 
§ 18 D~eses Gesetz tritt mit xx . xx . xxxx in Kraft . 
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